2 U 103/03

10 0 487/02

LG Bonn

OBERLANDESGERICHT KÖLN

IM NAMEN DES VOLKES

URTEIL

In dem Rechtsstreit

der Frau K..., 

Klägerin und Berufungsklägerin,

‑ Prozeßbevollmächtigte:
Rechtsanwälte Derichs, Dr. Schlemmer, Berg, Schmude und Sozien in Köln -

gegen

Frau ...

Beklagte und Berufungsbeklagte,

‑ Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Spoelgen in Bonn -

hat der 2. Zivilsenat des Oberlandesgerichts Köln

auf die mündliche Verhandlung vom 26. November 2003

durch den Vorsitzenden Richter am Oberlandesgericht

Schmidt‑Eichhorn sowie die Richter am Oberlandesgericht Sternal und Dr. Göbel

für R E C H T erkannt:

Die Berufung der Klägerin gegen das am 30. Mai 2003 verkündete Urteil der 10. Zivilkammer des Landgerichts Bonn, 10 0 487/02, wird zurückgewiesen.

Die Klägerin hat die Kosten des Berufungsverfahrens zu tragen.

Dieses Urteil ist vorläufig vollstreckbar. Der Klägerin wird das Recht eingeräumt, die Vollstreckung der Beklagten gegen Sicherheitsleistung oder Hinterlegung in Höhe von 110 % des aufgrund des Urteils vollstreckbaren Betrages abzuwenden, wenn nicht die Beklagte vor der Vollstreckung Sicherheit in gleicher Höhe leistet.

G r ü n d e

(Anstelle von Tatbestand und Entscheidungsgründe gemäß

§ 540 Abs. 1 S. 1 ZPO)

Die Klägerin ist die Tochter der Beklagten. Sie begehrt von ihrer Mutter als Alleinerbin des am 18. Dezember 1993 ver​storbenen Vaters der Klägerin und Ehemann der Beklagten die Auszahlung einer Geldanlage, die der Erblasser für die Klä​gerin im Jahre 1972 getätigt haben soll.

Mit notarieller Urkunde des Notars ... vom ... Mai 1972 (Urkundenrolle‑Nr. : .../1972) hatte der Erblasser auf seine Tochter ein im Grundbuch von ... eingetragenes Grund​stück im Wege der "vorweggenommenen Erbteilung' übertragen. Am gleichen Tage hatte die Klägerin das Grundstück mit wei​terer notarieller Urkunde des Notars N (Urkundenrol​len‑Nr.: .../1972) an die Zeugen ... und ... zu einem Preis von 90.820,00 DM veräußert. Mit einer als "Zahlungsanweisung' überschriebenen Erklärung vom ... Mai 1972 hatte die Klägerin die Käufer unwiderruflich angewiesen, die Auszahlung des Kaufpreises mit schuldbe​freiender Wirkung an ihren Vater auf ein näher bezeichnetes Konto vorzunehmen.

In den folgenden Jahren kam es zwischen der Klägerin und ihren Eltern wiederholt zu Auseinandersetzungen, die ihre Ursache darin hatten, daß die Klägerin sich zunehmend ver​schuldete und straffällig wurde. So wurde die Klägerin mehrfach wegen Betruges verurteilt und sie befand sich für einige Zeit in Strafhaft. Zudem mußte die Klägerin mehrfach die eidesstattliche Versicherung abgeben. In den Jahren 1985 bis 1987 kam die Klägerin ihren mietvertraglichen Zah​lungsverpflichtungen gegenüber dem Vater und der Beklagten nicht nach. Das Mietverhältnis wurde daraufhin wegen eines Mietrückstandes für die Monate Juli bis Oktober 1987 in Hö​he von insgesamt ... DM fristlos gekündigt. Durch Urteil des Amtsgerichts Bonn vom ... 1987, [Az.], sind die Klägerin und ihr Ehemann zur Räumung des von ihren Eltern angemieteten Hauses sowie zur Zahlung der rückständigen Mieten verurteilt worden. Mit notariellem Erbvertrag vom .... 1989 entzogen die Eltern der Klä​gerin den Erb‑ und Pflichtteil.

Mit Schriftsatz ihres damaligen Bevollmächtigten vom 4. Ok​tober 2001 forderte die Klägerin die Beklagte auf, den im Zusammenhang mit dem Grundstücksverkauf "an den Verstorbe​nen angewiesenen Betrag zur Auszahlung zu bringen“.

Die Klägerin hat behauptet, ihr Vater habe ihr angeboten, den Erlös aus dem Verkauf des Grundstücks "für sie sicher und zu den für eine sichere Anlage besten Konditionen“ an​zulegen. Hiermit sei sie einverstanden gewesen. Daher habe sie die Zahlungsanweisung aufgesetzt. Der Kaufpreis sei von den Käufern auf das angegebene Konto des Erblassers über​wiesen worden. Den gegen ihren Vater bestehenden Anspruch habe sie bei den abgegebenen eidesstattlichen Versicherun​gen nicht angegeben, da sie der Auffassung gewesen sei, die Ansprüche seien längstens verjährt. Nachdem die Klägerin mit der Klageschrift noch behauptet hat, es sei die „Anlage nicht mehr besprochen worden und sie habe bis zum Jahre 2001 die Rückforderung der Beträge nicht geltend gemacht“, hat sie diesen Vortrag im landgerichtlichen Verfahren da​hingehend geändert, sie habe Mitte der 90er Jahre die Be​klagte auf das Geld angesprochen. Diese habe ihr damals sinngemäß mitgeteilt, das Geld könne nicht zur Verfügung gestellt werden; sie ‑ die Klägerin ‑ solle sich bis zu ih​rem Tode gedulden. Ende des Jahres 1997 habe sie die Be​klagte erneut gebeten, zumindest einen Teilbetrag zur Ver​fügung zu stellen, da die Familie in existentielle Probleme geraten sei. Auch eine teilweise Auszahlung habe die Be​klagte abgelehnt. Am ... 1998 sei das Gespräch er​neut auf die Geldanlage gekommen; die Beklagte habe auswei​chend dahingehend geantwortet, sie ‑ die Klägerin ‑ solle warten, bis sie ‑ die Beklagte ‑ verstorben sei. Entspre​chend habe sich die Beklagte auch im ... 2003 gegenüber der Zeugin ... geäußert. 

Die Klägerin hat zunächst im Rahmen des ursprünglichen Kla​geantrages zu 1) von der Beklagten Auskunft über die Anlage des streitgegenständlichen Geldbetrages sowie die Versiche​rung der Vollständigkeit und Richtigkeit der Angaben an Ei​des Statt begehrt. Nachdem sie diese Anträge für erledigt erklärt hat, hat sie beantragt,

1. 

festzustellen, daß der Rechtsstreit in der Hauptsache hinsichtlich des Klageantrags zu 1) erledigt ist;

2.

die Beklagte zu verurteilen, 46.435,36 € nebst 4 % Zinsen seit dem 1. Mai 1972 wie folgt zu zahlen:

a) in Höhe von 12.418,29 € nebst 8 % Zinsen aus 11.214,67 € seit dem 1. Januar 1999 sowie 4 % Zinsen aus 256,46 € seit dem 1. Januar 1999 abzüglich eines Betrages in Höhe von 2.009,37 € an die Firma ...,
b) in Höhe von 5.004,04 € nebst 8 % Zinsen seit dem 1. Januar 1999 sowie 494,27 € nebst 4 % Zinsen seit dem 1. Januar 1999 sowie weitere 192,33 € nebst 10,00 € Gerichtskosten an Herrn ...,

c) den dann verbleibenden Restbetrag an die Klägerin auszuzahlen.

Die Beklagte hat beantragt,

die Klage abzuweisen,

hilfsweise,

ihr die Einrede der „Bedürftigkeit“ des Nachlasses vorzubehalten.

Die Beklagte hat der Erledigungserklärung widersprochen. Sie habe bereits vor Erhebung der Klage erklärt, sie wisse nichts von der behaupteten Geldanlage und könne demzufolge keine Angaben über die Art und Höhe der Geldanlage machen. Hintergrund der Zahlung an den Ehemann könne eine Schenkung gewesen sein. Möglich sei auch, daß die gewählte Form der Grundstücksübertragung einen steuerlichen Hintergrund ge​habt habe, da der Erblasser durch die Pro‑forma‑Übertragung des Grundstücks auf seine Tochter erhebliche Steuern ge​spart habe. Möglicherweise habe es sich hierbei aber auch um einen Ausgleich für die von dem Erblasser zugunsten der Klägerin erbrachten Zahlungen gehandelt. Insoweit hat die Beklagte ein an die Klägerin gerichtetes Schreiben der ...bank ... vom ... April 1972 zu den Akten gereicht, in dem es unter anderem heißt:

„
Sie, die sie uns seit Jahren durch Nichteinhalten von Zahlungsverpflichtungen genauestens bekannt sind, wagen jetzt noch, uns mit einem Rechtsanwalt zu drohen, wo ge​prüft würde, wie diese Schulden entstanden sind! Es muss Ihnen doch genauestens bekannt sein, dass Sie uns einen Kaufvertrag . . vorgelegt haben, aus dem ersichtlich ist, dass Sie von diesem einen Kaufpreis von ca. DM ...,‑​ für ein Grundstück erhalten würden ... Des weiteren haben Sie diesen Vertrag auch der damaligen ...-Sparkasse ... vorgelegt und auch von dieser Stelle Kredit erhalten, der später von ihren Eltern bezahlt wurde. Des weiteren haben Sie dem Juwelier ... in .... aufgrund dieses Kauf​vertrages eine Abtretungserklärung in Höhe von DM ... unterschrieben ......

Wir erklären uns nicht bereit, Ihnen weiteren Zahlungsauf​schub zu gewähren. Sollten die Rückstände nicht noch bis zum ... 1972 bei uns eingehen, erfolgt die Ihnen bereits bekanntgegebene Übertragung des Zahlungsverzugs auf unseren Anwalt. Dieser beläuft sich per ... 1972 bereits auf DM ...,--.

Eine Durchschrift dieses Schreibens erhält wieder ... als Bürge.“

Weiterhin hat sich die Beklagte auf eine Verwirkung des An​spruchs berufen, da die Klägerin trotz erheblicher finan​zieller Probleme bis zum Tod des Erblassers über 20 Jahre lang den Betrag nicht zurückgefordert habe. Zusätzlich hat die Beklagte die Einrede der Verjährung erhoben.

Hilfsweise hat die Beklagte mit einer in dem Rechtsstreit .../87, Amtsgerichts Bonn, titulierten Forderung in Hö​he von ... DM nebst Zinsen und mit einer abgetretenen Mietzinsforderung gemäß Anerkenntnisurteil des Amtsgerichts Bonn vom ... 2000, .../00, in Höhe von ... € sowie einem Rückzahlungsanspruch in Höhe von ... DM die Aufrechnung erklärt. Insoweit hat die Be​klagte näher ausgeführt, sie habe zusammen mit dem verstor​benen Ehemann seit Beginn des Jahres 1970 zur Tilgung be​stehender Verbindlichkeiten an die Klägerin bzw. deren Gläubiger Zahlungen in diesem Umfange erbracht.

Die Klägerin hat die Ansicht vertreten, die Voraussetzungen für eine Verjährung des Anspruchs seien nicht gegeben. Das bestehende Auftragsverhältnis sei frühestens durch das Schreiben ihres vorprozessualen Bevollmächtigten vom .... 2001 beendet worden.

Das Landgericht hat mit Urteil vom 30. Mai 2003 die Klage mit der Begründung abgewiesen, der mit dem Klageantrag zu 1) verfolgte Feststellungsantrag sei unbegründet, da sich das Auskunftsbegehren bereits vor Rechtshängigkeit der Kla​ge erledigt habe. Der Klägerin stehe der geltend gemachte Zahlungsanspruch nicht zu. Es könne dahinstehen, ob die Klägerin tatsächlich mit ihrem Vater eine Vereinbarung über die Geldanlage getroffen habe. Ein entsprechender Rückzah​lungsanspruch sei zwar nicht verjährt, da der Lauf der Ver​jährung erst mit dem Widerruf des Auftrages oder der son​stigen Beendigung der Geschäftsbesorgung begonnen habe. In​des sei der Anspruch verwirkt. Die Klägerin habe über 20 Jahre von ihrem Vater dem angelegten Geldbetrag nicht zu​rückgefordert, obwohl sie in der Vergangenheit stets in fi​nanziell sehr angespannten Verhältnissen gelebt habe.

Gegen das ihr am 3. Juni 2003 zugestellte Urteil hat die Klägerin mit einem am 1. Juli 2003 bei Gericht eingegange​nen Schriftsatz vom 30. Juni 2003 Berufung eingelegt, die sie mit Schriftsatz vom 28. Juli 2003, der an diesem Tage bei Gericht eingegangenen ist, fristgerecht begründet hat.

Die Klägerin greift die Entscheidung des Landgerichts hin​sichtlich der Abweisung des Zahlungsantrages zu 2) an. In​soweit macht sie geltend, das Landgericht habe den Tatsa​chenvortrag nur unvollständig festgestellt und bei seiner Entscheidung erhebliche Umstände außer Acht gelassen. Sie habe schon in erster Instanz weitere Tatsachen vorgetragen und unter Beweis gestellt, die gegen die von dem Landge​richt angenommene Verwirkung des Anspruchs sprechen würden. Hierzu vertieft und ergänzt die Klägerin ihr erstinstanzliches Vorbringen. Sie habe ihren Vater bereits in den 70er Jahren mehrfach auf den angelegten Geldbetrag angesprochen. Dieser habe ihr unter anderem abgeraten, das Geld in ein neu gegründetes Unternehmen zu investieren, sie solle das Geld „liegen (zu) lassen, es sei gut angelegt“. Im Jahre 1988 habe sie versucht, den Verbleib des Geldes aufzuklären und deshalb die Zeugen ... mit anwaltlichem Schriftsatz vom ... 1988 angeschrieben. In den Jahren 1992 sowie 1993 habe sie ihren Vater erneut mehrfach nach dem angelegten Geld befragt. Dieser habe bei den Gesprächen den Eindruck erweckt, die Beträge würden erst ausgezahlt, wenn er sowie seine Ehefrau verstorben seien. Dies habe sie so hingenommen.

Die Klägerin beantragt,

das Urteil des Landgerichts Bonn vom 30. Mai 2003 (10 0 487/02) „aufzuheben“ und die Be​klagte zu verurteilen, an sie 46.435,36 € nebst 4 % Zinsen seit dem 1. Mai 1972 wie folgt zu zahlen:

a)

in Höhe von ... € nebst 8 % Zinsen aus ... € seit dem 1. Januar 1999 sowie Zinsen aus ... € seit dem 1. Januar 1999 abzüglich eines Betrages in Höhe von ... € an die Firma ...;

b) in Höhe von ... € nebst 8 % Zinsen seit dem 1. Januar 1999 sowie ... € nebst 4 % Zinsen seit dem 1. Januar 1999 sowie weitere ... € nebst 10,00 € Gerichtskosten an Herrn ....;

c) den dann verbleibenden Restbetrag an die Klägerin;

sowie den Rechtsstreit unter Aufhebung des Urteils des ersten Rechtszuges an das Land​gericht zurückzuverweisen.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurückzuweisen.

Die Beklagte verteidigt unter Wiederholung und Vertiefung ihres früheren Vorbringens das angefochtene Urteil. Sie beruft sich darauf, durch die gewählte Form der Grund​stücksübertragung an die Zeugen ... habe ihr Ehemann Steuern in fünfstelliger Höhe sparen können. Die Klägerin und ihr Ehemann hätten am 7. April 1976 mit dem Erblasser einen Sicherungsübereignungsvertrag geschlossen und hier​durch den gesamten Hausstand zur Absicherung des Rückzah​lungsanspruchs für gewährte Darlehen übertragen. Diese Ver​einbarung spreche gegen eine treuhänderische Verwahrung des gezahlten Kaufpreises für die Klägerin. Zudem vertritt die Beklagte weiterhin die Ansicht, der Anspruch sei verjährt. Für den Beginn der Verjährung sei eine Kündigung des Ver​tragsverhältnisses nicht erforderlich gewesen. Auch der Tod des Beauftragten habe zu keiner Hemmung oder Unterbrechung der Verjährung geführt. Die mit Schriftsatz vom ... 2001 ausgesprochene Kündigung sei wegen fehlender Vorlage der Vollmacht unwirksam.

Wegen aller weiteren Einzelheiten des Sach‑ und Streitstan​des wird auf das angefochtene Urteil des Landgerichts Bonn vom 30. Mai 2003 (§ 540 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 ZPO), den vor​getragenen Inhalt der zwischen den Parteien in beiden Rechtszügen gewechselten Schriftsätze sowie den diesen Schriftsätzen beigefügten Anlagen verwiesen. Der Senat hat gemäß Beschluß vom 26. November 2003 Beweis erhoben durch Vernehmung der Zeugen ..., ..., ... und .... Hinsichtlich des Ergebnisses der Beweisaufnahme wird auf die Sitzungsnieder​schrift vom 26. November 2003 Bezug genommen.

II.

Die in formeller Hinsicht bedenkenfreie Berufung hat in der Sache keinen Erfolg. Der Klägerin steht gegen die Beklagte kein Anspruch auf Zahlung von 46.435,36 € nebst Zinsen zu:

Soweit das Landgericht seine klageabweisende Entscheidung auf eine Verwirkung des streitbefangenen Rückzahlungsan​spruchs gestützt hat, weil die Klägerin zu Lebzeiten des Erblassers die behauptete Geldanlage über einen Zeitraum von mehr als 20 Jahren nicht zurückgefordert habe, liegt ein wesentlicher Verfahrensfehler vor. Die Kammer hat inso​weit wesentliche Teile des klägerischen Sachvortrages unbe​rücksichtigt gelassen. Zwar hat die Klägerin in dem landge​richtlichen Verfahren zunächst vorgetragen, „es sei die er​folgte Anlage nicht mehr besprochen“ worden und sie habe „bis zum Jahre 2001 die Rückforderung der Beträge nicht geltend“ gemacht. Jedoch hat sie in den von der Kammer nachgelassenen Schriftsätzen vom ... 2003 und vom ... 2003 im einzelnen aufgezeigt, sie habe ihren Vater im Laufe der Jahre mehrfach auf die Rückzahlung des Geldes an​gesprochen. Mit diesem für die für die Beurteilung der Verwirkung nicht unwesentlichen Streitstoff mußte sich die Kammer in ihrer Entscheidung auseinandersetzen. Der verfas​sungsrechtliche Grundsatz der Gewährung des rechtlichen Ge​hörs (Art, 103 Abs. 1 GG) erfordert, daß das Gericht das tatsächliche Vorbringen der Parteien zur Kenntnis nimmt, in seine Erwägungen einbezieht und dies bei der Begründung seiner Entscheidung deutlich macht (vgl. z.B. BVerfGE 47, 182 [187 f.]; BVerfGE 54, 43 [46]; BVerfGE 54, 86 [921; Se​nat, ZIP 1989, 131). Diesen Anforderungen ist nicht mehr genügt, wenn ganze Sachverhaltskomplexe oder entscheidungs​erheblicher Streitstoff unberücksichtigt bleiben.

Das angefochtene Urteil beruht auf dem aufgezeigten Verfah​rensmangel. Denn bei einem Eingehen auf den Vortrag der Klägerin zu den behaupteten Gesprächen hätte die Kammer die Klage möglicherweise nicht ‑ wie hier geschehen ‑ ohne wei​tere Aufklärung in tatsächlicher Hinsicht wegen Verwirkung abweisen können. Falls sie den neuen Vortrag als verspätet bzw. als nicht durch den Schriftsatznachlaß gedeckt ansah, hätte dies entsprechend in dem angefochtenen Urteil aufge​zeigt werden müssen.

2.

Der Senat hat indes davon abgesehen, den Rechtsstreit ent​sprechend dem Antrag der Klägerin gemäß § 538 Abs. 2 Nr. 1 ZPO an das Gericht des ersten Rechtszuges zurückzuverweisen. Er hat vielmehr die notwendigen Beweise erhoben, um den für die Entscheidung maßgeblichen Sachverhalt aufzuklä​ren und in der Sache selbst zu entschieden (§ 538 Abs. 1 ZPO).

a)

Insoweit bedurfte es indes keiner Beweiserhebung zu dem Vortrag der Klägerin, der wirtschaftliche Wert des Grund​stücks solle ihr „in Anrechnung auf das zukünftige Erbrecht ... am Nachlaß ihrer Eltern“ zustehen. Auf einen entspre​chenden Erfüllungsanspruch aus der notariellen Urkunde vom ...1972 (Urkundenrolle‑Nr.: .../1972 des Notars ... wird das Klagebegehren nicht gestützt. Insoweit kann es auch dahinstehen, ob die Zeugen ... in Erfüllung ihrer Verpflichtungen aus dem notariellen Kaufvertrag vom ... 1972 den Kaufpreis tatsächlich auf das Konto des späteren Erblassers bei der ...sparkasse ... erbracht haben, und inwieweit die Übertragung des Grundbesitzes an die Klä​gerin und die anschließende Zahlung des Kaufpreises für das streitbefangene Grundstück an den Ehemann der Beklagten ei​nen steuerlichen Hintergrund hatte.

Schließlich ist es für die Entscheidung des vorliegenden Rechtsstreits ohne Bedeutung, ob ‑ wie die Beklagte einwen​det ‑ die Zahlung der ... DM möglicherweise als Aus​gleich für etwaige von den Eltern erbrachte Zahlungen erfolgt ist und ob ‑ worauf die Klägerin hinweist ‑ in der von der Beklagten zu den Akten gereichte Aufstellung bis zum Mai 1972 nur Zahlungen in Höhe von ... DM aufge​führt worden sind. Soweit eine Zahlung (ganz oder teilwei​se) ohne Rechtsgrund an den Vater der Klägerin erfolgt ist, wäre ein auf § 812 Abs. 1 Satz 1 BGB beruhender Anspruch ‑ unabhängig von der Anwendbarkeit des § 814 BGB ‑ verjährt, und die Beklagte hat sich im Rechtsstreit mit der Erhebung der Verjährungseinrede ausdrücklich auf ihr daraus nach § 222 Abs. 1 BGB a.F. bzw. § 214 BGB n.F. folgendes Lei​stungsrecht berufen. Insoweit greift nach dem Günstigkeit​sprinzip (vgl.  MünchKomm/Grothe, BGB, 4. Auflage Bearbei​tung 2003, Vor § 194 Rn 42) Art. 229 § 6 Abs. 4 Satz 2 EGBGB, so daß die Verjährung 30 Jahre nach Zahlung des Geldbetrages im ... 1972 und mithin vor Zustellung der Kla​ge in dem vorliegenden Rechtsstreit eingetreten ist.

b)

Nach dem Ergebnis der vom Senat durchgeführten Beweisauf​nahme kann nicht davon ausgegangen werden (§ 286 ZPO), daß die Klägerin im zeitlichen Zusammenhang mit dem Verkauf des Grundbesitzes mit ihrem Vater hinsichtlich der insoweit zu erwartenden Kaufpreiszahlung die vorgetragene Abrede einer treuhänderischen Geldanlage getroffen hat. Die insoweit darlegungs‑ und beweispflichtige Klägerin hat nicht den entsprechenden Nachweis geführt.

Eine schriftliche Vereinbarung über eine treuhänderische Anlage der 90.820,00 DM existiert unstreitig nicht. In den am ... 1972 unterzeichneten notariellen Urkunden und in der von der Klägerin vorgelegten Zahlungsanweisung mit gleichem Datum finden sich ebenfalls keine Hinweise auf ei​ne entsprechende Abrede, obwohl die Aufnahme einer solchen Regelung in der notariellen Urkunde sich angeboten hätte. Hierdurch hätte die Klägerin insbesondere auch im Ver​hältnis zu ihren Geschwistern die Vereinbarung urkundlich belegen können.

Auch durch die für die behauptete Abrede angebotenen Be​weismittel hat die Klägerin den erforderlichen Nachweis nicht geführt. Soweit der von der Klägerin benannten Zeuge ... bei seiner Vernehmung durch den Senat er​klärt hat, er erinnere sich noch daran, der Vater der Klä​gerin habe anläßlich der Beurkundung des Grundstückskauf​vertrages im Jahre 1972 gesagt, er werde das Geld seiner Tochter gut anlegen, ist diese Aussage nicht überzeugend und letztlich unbrauchbar. So sind die Angaben des Zeugen zu der getroffenen Vereinbarung farblos geblieben. Er konn​te auch auf Nachfrage keine weiteren Details zu den zwi​schen der Tochter und ihrem Vater getroffenen Absprachen aufzeigen. Ebensowenig war er in der Lage, zu der Frage, an wen das Geld konkret überwiesen werden sollte, noch zu dem Umstand, warum die Modalitäten der Zahlung nicht in der no​tariellen Urkunde geregelt wurden, nähere Angaben zu ma​chen. Soweit der Zeuge seine Erinnerung an die mehr als 30 Jahre zurückliegende Äußerung des Vaters der Klägerin damit erklärt, diese Angaben seien ungewöhnlich gewesen, ist dies wenig lebensnah. Zu dem damaligen Zeitpunkt will der Zeuge vor dem Abschluß des Grundstückskaufvertrages noch keine Kontakte zu den Parteien des vorliegenden Rechtsstreits bzw. deren Familie gepflegt haben. Bei der Beurkundung des Vertrages handelte es sich nach Angaben des Zeugen um eines von vielen Grundstücksgeschäften, die er im Laufe der letz​ten Jahre für seinen ...betrieb abgeschlossen hat. So hat der Zeuge davon berichtet, er habe in den 30 Jahren schät​zungsweise 100 Grundstücke gekauft. Selbst wenn bei den an​deren Grundstücksgeschäften keine entsprechenden Äußerungen des Verkäufers getätigt worden sind, waren die bekundeten Angaben des Vaters der Grundstücksverkäuferin nicht so un​gewöhnlich, daß sie für einen mit den Familienverhältnissen der Parteien nicht vertrauten Dritten über Jahrzehnte in der Erinnerung eingeprägt bleiben. Daß Eltern bereits zu Lebzeiten auf ihre Kinder Grundbesitz übertragen, kommt, wie dem Senat, der auf dem Gebiet der Streitigkeiten aus dem Erbrecht eine Sonderzuständigkeit besitzt, aus einer Vielzahl von Verfahren bekannt ist, nicht selten vor und dürfte auch für den Zeugen ... nicht völlig außergewöhnlich gewesen sein. Jedenfalls hat er bei seiner Vernehmung durch den Senat nicht hiervon berichtet.

Gegen die Aussage des Zeugen ... spricht zudem, daß sie in wichtigen Detailpunkten im Widerspruch zu den Angaben seiner Ehefrau, der Zeugin ..., stehen. Diese Zeugin hat ebenfalls an dem im Jahre 1972 stattgefun​denen Notartermin teilgenommen. Sie ist sich ganz sicher, daß anläßlich der Beurkundung nicht über eine entsprechende Vereinbarung zwischen der Klägerin und ihrem Vater gespro​chen worden ist. Diese Angaben hat die Zeugin bereits schriftlich unter dem ... 2003 gegenüber dein Pro​zeßbevollmächtigten der Beklagten gemacht. Hierzu hat die Zeugin bei ihrer Vernehmung durch den Senat berichtet, daß sie das mit dem Absender „... und ...“ versehene Schreiben nach Rücksprache mit ihrem Ehemann verfaßt und dieser ihr zu dem damaligen Zeitpunkt bestätigt habe, er wisse nichts von einer Abrede. Auf Vorhalt dieser abwei​chenden Aussage seiner Ehefrau hat der Zeuge eingeräumt, tatsächlich im ... 2003 keine Kenntnis von der Angelegenheit mehr besessen zu haben. Er will sich erst jetzt wieder an die Einzelheiten erinnert haben, ohne indes plausibel zu erklären, wieso er nunmehr eine bessere Erin​nerung als zum Zeitpunkt der Nachfrage seiner Ehefrau be​sitzt.

Unabhängig davon, inwieweit gegenüber den Bekundungen des Zeugen ... Zurückhaltung geboten ist, weil er als Ehe​mann der Klägerin möglicherweise ein Interesse an einem für seine Ehefrau günstigen Ausgang des Rechtsstreits hat, ist auch seine Aussage nicht geeignet, dem Senat die notwendige Überzeugung von der Richtigkeit des klägerischen Vortrages zu verschaffen. Zu den anläßlich der Unterzeichnung des Kaufvertrages getroffenen Absprachen vom ... 1972 konnte er keine Angaben machen. Bei der eigentlichen Beurkundung war der Zeuge unstreitig nicht anwesend. Die von ihm aufge​zeigten Äußerungen seines Schwiegervaters, er wolle das Geld festlegen, konnte der Zeuge bereits zeitlich nicht einordnen. So wußte er nicht, ob es vor oder nach Abschluß des notariellen Vertrages zu dem Angebot der Geldanlage ge​kommen ist. Daher kann nicht zuverlässig ausgeschlossen werden, daß zwar vor der Übertragung des Grundbesitzes ent​sprechende Überlegungen getätigt worden sind, später indes eine diesbezügliche Absprache gerade nicht getroffen worden ist. Zudem stehen die Bekundungen des Zeugen zumindest in Detailpunkten im Widerspruch zu dem unstreitigen Sachver​halt. So sollen die Ehegatten, wie der Zeuge ... auf​gezeigt hat, im Jahre 1972 keine finanziellen Probleme ge​habt haben, obwohl auch von der Klägerin der insoweit ge​genteilige Vortrag der Beklagten und die insoweit vorgeleg​ten Urkunden nicht angegriffen werden. Ebensowenig konnte der Zeuge nachvollziehbar erklären, wieso er sich an die vor 30 Jahren geführte Gespräche noch erinnern kann, wäh​rend er keine Erinnerung an Einzelheiten des zu einem er​heblich späteren Zeitpunkt im ...krankenhaus mit dem Schwiegervater geführten Gespräches hatte und er diesen Um​stand damit zu erklären versuchte, das Gespräch „sei jetzt 12 Jahre her“.

Nur geringen Beweiswert kommt der Aussage der Zeugin ... zu. Ihre Angaben waren ebensowenig geeignet, die not​wendigen Beweis zu erbringen. Zu der vorgetragenen Abrede konnte sie keine Angaben machen. Sie war weder bei der Be​urkundung im Jahre 1972 anwesend, noch hat sie jemals mit dem Erblasser über diese Angelegenheit gesprochen. Soweit die Zeugin aufgezeigt hat, die Beklagte habe ihr gegenüber im Frühjahr 2003 ‑ und mithin nach Erhebung der vorliegen​den Klage ‑ geäußert, „das Geld sei angelegt“, ist diese Angabe kein zwingendes Indiz für die Richtigkeit des kläge​rischen Vortrages. Es steht schon nicht fest, ob sich diese Äußerung überhaupt auf die streitbefangene Anlage der 90.820,00 DM bezog. Die Zeugin hatte bei diesem Gespräch ‑ so ihre Bekundungen ‑ von einer streitbefangenen Geldanlage des Vaters keine Kenntnis und hat die Beklagte nicht kon​kret hierauf angesprochen. Vielmehr war sie von der Kläge​rin nur allgemein darüber informiert worden, daß für diese „Geld angelegt“ worden sei. Vor diesem Hintergrund hat die Zeugin hat die Beklagte unter Hinweis auf die finanziellen Schwierigkeiten der Klägerin und auf ein krankes Kind all​gemein gebeten, der Klägerin das Geld zu geben.

Einer Vernehmung des von der Klägerin benannten Zeugen Rechtsanwalt ... war nicht geboten. Daß der Zeuge ... dem Bevollmächtigten der Klägerin aus Anlaß eines am ... 2003 geführten Telefonats den Sachverhalt ent​sprechend dem Vortrag der Klägerin geschildert hat, kann als wahr unterstellt werden. Wenn der Vater zu Lebzeiten gegenüber dem Zeugen die in sein Wissen gestellten Äußerun​gen getätigt hat, reicht dieser Umstand weder allein noch in Verbindung mit den Bekundungen der übrigen Zeugen zum Nachweis des tatsächlichen Zustandekommen der vorgetragenen Vereinbarung aus. Gegenstand der zwischen dem Vater und seinem Sohn geführten Unterredung war die Äußerung des Va​ters der Klägerin „er habe für die Klägerin Geld angelegt, wolle allerdings nunmehr die Zinsen für sich verwenden.“ Daß sich diese Angabe tatsächlich auf die hier streitbefan​genen 90.820,00 DM bezogen hat, wird weder in das Wissen des Zeugen gestellt noch von der Klägerin substantiiert be​hauptet. So zeigt auch die Klägerin nicht auf, daß bei die​sem Gespräch auf die Vereinbarung aus dem Jahre 1972 Bezug genommen worden ist. Denkbar ist somit, daß sich die Äuße​rungen des späteren Erblassers zu dem Geld der Klägerin und den Zinsen einen ganz andere Geldanlage betrafen. So soll nach den Bekundungen des Zeugen ... bei der ...bank in ... ein
Konto
auf
den
Namen 
„...“ existiert haben. Der von dem Zeugen angege​bene Kontostand von ... DM spricht auch unter Be​rücksichtigunq einer Verzinsung eher dagegen, daß es sich hierbei um die hier in Streit befindlichen 90.820,00 DM handelte.

Diese teilweise unverbindlichen und unsicheren sowie in De​tailpunkten widersprüchlichen Aussagen der Zeugen vermoch​ten weder einzeln noch in ihrer Gesamtheit dem Senat die notwendige Überzeugung zu verschaffen. Insbesondere spre​chen die unstreitigen Umstände und der Vortrag der Klägerin bereits dagegen, daß die Klägerin im Jahre 1972 mit ihrem Vater die von ihr behauptete Vereinbarung über die Geldan​lage getroffen hat. Zunächst ist es kaum verständlich, war​um der Erblasser das Grundstück zunächst an seine Tochter überträgt, damit diese es sofort ‑ wie bereits zuvor mit den Zeugen ... verabredet ‑ weiter veräußerte. Wenn eine treuhänderische Geldanlage durch den Vater beabsichtigt war, wäre zur Vermeidung der mit einer weiteren Beurkundung verbundenen Kosten ein unmittelbarer Verkauf durch den Va​ter sinnvoller gewesen. Zudem ist der eigene Vortrag der Klägerin zu den Umständen nach Abschluß der behaupteten Ab​rede wechselhaft. Mit der Klageschrift hat sie noch behaup​tet, bis zum Jahre 2001 sei die Rückforderung der Geldanla​ge nicht mehr geltend gemacht worden. Nachdem die Kammer in der mündlichen Verhandlung auf die Möglichkeit einer Ver​wirkung des Anspruchs hingewiesen hat, zeigt die Klägerin in dem nachgelassenen Schriftsatz vom ... 2003 auf, sie habe Mitte der 90er Jahre, Ende des Jahres 1997 und En​de November 1998 die Beklagte auf die Rückzahlung angespro​chen. Nach einer weiteren Erörterung der Sach‑ und Rechts​lage wird der eigene Vortrag mit Schriftsatz vom ... 2003 nachgebessert. Nunmehr legt die Klägerin erstmals dar, sie habe auch ihren Vater zu dessen Lebzeiten mehrfach ver​geblich auf eine Rückzahlung des Geldbetrages angesprochen.

Weiterhin sprechen die wirtschaftlichen Schwierigkeiten, in den sich die Klägerin im Jahre 1972 befand, gegen die Rich​tigkeit ihres Vortrages. Zutreffend weist die Beklagte dar​auf hin, daß das zeitnah mit dem Abschluß des notariellen Kaufvertrages verfaßte Schreiben der ...bank ... vom ... April 1972 ein starkes Indiz ge​gen die behauptete Abrede ist. Die Bank forderte die Kläge​rin zum kurzfristigen Ausgleich der aufgelaufenen Rückstän​de auf und drohte mit der Einschaltung eines Rechtsanwalts. Trotzdem will die Klägerin einige Tage später ihrem Vater die aus dem Grundstücksgeschäft zu erwartende Zahlung ohne konkrete Absprache über die Laufzeit, den Zinssatz und die Voraussetzungen für eine Kündigung übergeben haben, damit dieser das Geld nach freien Ermessen anlegt. Lebensnah wäre zumindest der Einbehalt eines Teilbetrages zur Rückführung der damals bei der Bank bestehenden Verbindlichkeiten gewe​sen. Daß bis zum Abschluß der vorgetragenen Vereinbarung diese Forderung ausgeglichen worden ist, wird auch weder von der Klägerin vorgetragen noch ergibt sich dies aus den Akten.

Der weitere Geschehensablauf in den 70er und 80er Jahren läßt sich ebenfalls schwer mit der Darstellung der Klägerin in Einklang bringen. Diese lebte über Jahrzehnte in finan​ziell engen Verhältnissen. Zahlreiche Gläubiger vollstreck​ten gegen sie und pfändeten beispielsweise die Wohnungsein​richtung. Ihren Lebensstandard finanzierte sie teilweise mit Straftaten, weswegen sie mehrfach verurteilt wurde und Strafhaft verbüßen mußte. Trotzdem forderte sie weder ernsthaft ihren Vater zur Auszahlung der über 90.000,00 DM auf noch kündigt sie die bestehende Vereinbarung.

Der Umstand, daß die Klägerin in den vergangenen 30 Jahren mehrfach die eidesstattliche Versicherung hat abgeben müs​sen und sie hierbei den angeblich über ihren Vater angeleg​ten Betrag nie aufgeführt hat, spricht ebenfalls gegen das Klagevorbringen. Die hierzu von der Klägerin abgegebene Be​gründung, sie sei aufgrund der Angaben eines Anwaltes und eines Rechtspflegers der Auffassung gewesen, die Ansprüche seien als „Quasipflichtteil“ längstens verjährt, erst im Rahmen der Mandatierung des erstinstanzlichen Prozeßbevollmächtigten und der damit verbundenen Prüfung der Rechtslage habe sie erfahren, daß die Verjährung erst mit der Kündi​gung des Vertrages laufe, ist nicht stichhaltig und steht zudem im Widerspruch zu dem vorgetragenen eigenen Verhal​ten. Wenn die Klägerin tatsächlich vor der Beauftragung ih​res erstinstanzlichen Prozeßbevollmächtigten wegen der ein​getretenen Verjährung von einem fehlenden Bestehen des An​spruchs ausgegangen ist, dann ist nicht erklärbar, wieso sie dennoch ‑ so ihr Vortrag ‑ ab Mitte der 90er von der Beklagten mehrfach die Rückzahlung forderte. Auch ist nicht nachvollziehbar, wieso der damalige Bevollmächtigte die Be​klagte im Auftrag der jetzigen Klägerin mit Schriftsatz vom ... 2001 zur Rückzahlung aufforderte, indes die Fra​ge der Verjährung nicht prüfte.

Auch das nach 1977 und insbesondere im Zusammenhang mit dem Räumungsprozeß eingetretene Zerwürfnis der Klägerin mit ih​ren Eltern hätte eine Rückforderung der Geldanlage nahege​legt. Schließlich bestand die nicht auszuschließende Ge​fahr, daß wegen dieser Vorfälle der Vater das Geld ander​weitig verwendete und insbesondere an die übrigen Kinder verteilte. Schließlich ist es aus Sicht eines objektiven Betrachters kaum zu erklären, daß die Klägerin im Hinblick auf den im Jahre 1987 bestehenden Mietrückstand von ... DM nicht die Geldanlage gekündigt oder zumindest auf eine Auszahlung der bis dahin aufgelaufenen Zinsen bestanden und ihren Anspruch mit den Forderungen der Eltern aufgerechnet hat. Ebensowenig ist verständlich, daß der Va​ter wegen eines letztlich unwesentlichen Zahlungsverzuges den Weg des Räumungsprozesses gegen seine Tochter gewählt hat. Verwahrte er für diese treuhänderisch einen ganz er​heblichen Geldbetrag, so hätte auch von Seiten des Vermie​ters eine Verrechnung ‑ zumindest mit den erzielten Zinsen ‑ nahe gelegen.

Insoweit ist der Erklärungsversuch der Klägerin in der Be​rufungsschrift nicht geeignet, diese Widersprüche auszuräu​men. Wenn für die Klägerin im Jahre 1987 andere ‑ nicht weiter aufgezeigte ‑ Probleme so dringend waren, daß sie an die Geldanlage nicht mehr gedacht hat, dann ist nicht er​klärlich, warum sie kurze Zeit später ‑ noch während des Laufes eines weiteren mit den Eltern geführten Rechts​streits ‑ den Versuch unternommen hat, über die Zeugen ... den Verbleib des Geldes aufzuklären. Wenn es tatsäch​lich zu der vorgetragenen Vereinbarung gekommen ist, dann muß der Klägerin ‑ auch vor dem Hintergrund der angeblich in den 70er Jahren mit dem Vater geführten Gesprächen ‑ be​kannt gewesen sein, daß die Käufer entsprechend der Zah​lungsanweisung den Kaufpreis auf das dort angegebene Konto überwiesen haben. Der Vater hat ‑ so die Klägerin ‑ niemals den Erhalt des Kaufpreises in Abrede gestellt.

Das von der Klägerin herangezogene Schreiben an die Eheleu​te ... vom ... 1988 (Bl. 231 d.GA.) erlaubt eher den Schluß darauf, daß es keine Absprache über eine Geldanlage gab. Die Frage nach der Bezahlung des Kaufprei​ses ist bei vernünftiger Betrachtung nur so zu verstehen, daß die Klägerin keine Kenntnis über die Abwicklung des Grundstücksgeschäfts hatte und für sie, möglicherweise nachdem sie den Kaufvertrag in den Unterlagen gefunden hat​te, ‑ jedenfalls im Jahre 1988 ‑ nicht völlig auszuschlie​ßen war, daß ihr aus dem notariellen Kaufvertrag aus dem Jahre 1972 noch ein Erfüllungsanspruch zustand.

Erst recht ist auf der Grundlage des Vortrages der Klägerin nicht verständlich, wieso die Klägerin nach der Auskunft über den „Verbleib des Geldes“ ihren damaligen Bevollmäch​tigten nicht zur Durchsetzung des Anspruchs beauftragt hat. Zu diesem Zeitpunkt war das Verhältnis der Klägerin zu ih​ren Eltern aufgrund des im Jahre 1987 vor dem Amtsgericht Bonn durchgeführten Räumungsrechtsstreits und eines weite​ren im Jahre 1988 geführten Rechtsstreits ganz erheblich gestört.

Der Umstand, daß aufgrund der diversen zwischen der Kläge​rin und ihren Eltern in der Vergangenheit geführten Rechts​streitigkeiten Titel zu Lasten der Klägerin, z.B. Kosten​festsetzungbeschlüsse, ergangen sind, die trotz diverser Pfändungsmaßnahmen nicht realisiert werden konnten, spricht erst recht gegen eine treuhänderische Verwaltung eines ganz erheblichen Geldbetrages durch den Erblasser. Es ist kein Grund dafür ersichtlich, warum der Vater und auch die Be​klagte die titulierten Forderungen nicht im Wege der Ver​rechnung zum Erlöschen gebracht haben.

Insgesamt hat daher die Beweisaufnahme bei einer Gesamt​schau der Bekundungen der Zeugen und der sonstigen Umstände nicht ergeben (§ 286 ZPO), daß es tatsächlich im Jahre 1972 zu der von der Klägerin vorgetragenen Absprache gekommen ist. Mithin ist die auf diese Vereinbarung gestützte Klage abzuweisen.

Der von der Klägerin zu dem Beweisthema benannte Zeuge ... konnte, wie der Senat mit den Parteien erörtert hat, nicht vernommen werden. Dieser hat mit Schriftsatz seiner Bevollmächtigten vom ... 2003 erklären lassen, er mache als Sohn der Beklagten und Bruder der Klägerin von dem ihm insoweit zustehenden Zeugnis​verweigerungs​recht nach § 383 Abs. 1 Nr. 3 ZPO Gebrauch. Der Ladung zum Termin hat der Zeuge nicht Folge geleistet (§ 386 Abs. 3 ZPO). Mit weiterem Schriftsatz seiner Bevollmächtigten vom ... 2003 hat er nochmals klargestellt, daß er in diesem Rechtsstreit nicht als Zeuge zur Verfügung stehe, da er weiterhin von seinem Zeugnisverweigerungsrecht Gebrauch ma​che.

Die prozessualen Nebenentscheidungen beruhen auf § 97 Abs. 1, 708 Nr. 10, 711 ZPO.

Die Voraussetzungen für eine Zulassung der Revision sind nicht gegeben. Die Sache hat weder grundsätzliche Bedeu​tung, noch bedarf es einer Entscheidung des Revisionsge​richts zur Fortbildung des Rechts oder zur Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung. Vielmehr sind die hier maß​geblichen Rechtsfragen in der Rechtsprechung geklärt. Im übrigen beruht die Entscheidung lediglich auf einer Würdi​gung der konkreten Umstände des vorliegenden Einzelfalls.
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